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Mitteilung des Senats vom 11. August 2009

Gesetz zu dem Staatsvertrag zwischen dem Land Niedersachsen und der Freien
Hansestadt Bremen zu einer grenzüberschreitenden Raumordnung und Landes-
entwicklung

Die Länder Bremen und Niedersachsen haben in ihrer gemeinsamen Kabinettssitzung
am 5. Mai 2009 einen Staatsvertrag zur grenzüberschreitenden Raumordnung und
Landesentwicklung unterzeichnet. Den dazu erforderlichen Gesetzentwurf zu dem
Staatsvertrag zwischen dem Land Niedersachsen und der Freien Hansestadt Bremen
zu einer grenzüberschreitenden Raumordnung und Landesentwicklung übermittelt
der Senat anliegend der Bürgerschaft (Landtag) mit der Bitte um Beschlussfassung.

Gesetz zu dem Staatsvertrag zwischen dem Land Niedersachsen und
der Freien Hansestadt Bremen zu einer grenzüberschreitenden

Raumordnung und Landesentwicklung

Der Senat verkündet das nachstehende, von der Bürgerschaft (Landtag) beschlossene
Gesetz:

Artikel 1

(1) Dem am 5. Mai 2009 unterzeichneten Staatsvertrag zwischen dem Land Nieder-
sachsen und der Freien Hansestadt Bremen zu einer grenzüberschreitenden Raum-
ordnung und Landesentwicklung wird zugestimmt.

(2) Der Staatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht.

Artikel 2

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

(2) Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem Artikel 4 Absatz 1 in Kraft tritt, ist
im Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen bekannt zu machen. Das Gleiche gilt für
den Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem Artikel 4 Absatz 2 außer Kraft tritt.

Staatsvertrag zwischen dem Land Niedersachsen und der
Freien Hansestadt Bremen zu einer grenzüberschreitenden

Raumordnung und Landesentwicklung

Das  Land  Niedersachsen,  vertreten  durch  den  Ministerpräsidenten,  und  die  Freie
Hansestadt Bremen, vertreten durch den Präsidenten des Senats, schließen vorbe-
haltlich der Zustimmung ihrer verfassungsmäßig berufenen Organe nachfolgenden
Staatsvertrag:
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Präambel

Es ist Anliegen und gemeinsames Interesse der Länder Niedersachsen und Bremen,
die Rahmenbedingungen für die wirtschaftliche und strukturelle Entwicklung in den
Verflechtungsbereichen der Oberzentren Bremen und Bremerhaven mit Niedersach-
sen durch eine verbindliche, grenzübergreifende raumordnerische Zusammenarbeit
weiter zu verbessern.

Beide Länder begrüßen die vielfältigen regionalen Aktivitäten von Städten, Gemein-
den,  Flecken,  Samtgemeinden  und  Landkreisen  zur  vertieften  regionalen  Abstim-
mung und Vernetzung in den Verflechtungsbereichen und wollen diese aktiv unter-
stützen. Dabei anerkennen sie die Bedeutung der Landkreise und kreisfreien Städte
in ihrer Funktion als Träger der Regionalplanung sowie die Bedeutung der Städte und
Gemeinden als Träger der kommunalen Planungshoheit. Die Länder bekennen sich
gemeinsam mit diesen Akteuren zur partnerschaftlichen Entwicklung der Region auf
verlässlicher Basis. Die nachfolgenden Vereinbarungen zu einer größeren Verbind-
lichkeit sind ein erster Schritt auf dem Wege zu einer gemeinsamen Landesgrenzen
überschreitenden Raumordnung und Landesentwicklung.

Die raumstrukturelle Gesamtentwicklung soll sich am Leitbild der dezentralen Kon-
zentration der Siedlungsentwicklung orientieren, das durch Stärkung der regionalen
Qualitäten den Anforderungen der Nachhaltigkeit, der demografischen Entwicklung
und der wirtschaftlichen Wettbewerbsfähigkeit gerecht wird.

Grundlagen hierfür sind

• das von den niedersächsischen Städten Achim, Bassum, Delmenhorst, Osterholz-
Scharmbeck, Sulingen, Syke, Twistringen und Verden, den Gemeinden Berne,
Dötlingen, Ganderkesee, Grasberg, Hude, Kirchlinteln, Lemwerder, Lilienthal,
Oyten, Ritterhude, Schwanewede, Stuhr, Weyhe und Worpswede, den Flecken
Langwedel  und  Ottersberg  sowie  den  Samtgemeinden  Bruchhausen-Vilsen,
Hambergen, Harpstedt, Grafschaft Hoya und Thedinghausen gemeinsam mit den
Landkreisen Diepholz, Oldenburg, Osterholz, Verden und Wesermarsch sowie
der Stadtgemeinde  Bremen  erarbeitete  Interkommunale  Raumstrukturkonzept
Region Bremen (INTRA),

• der von den niedersächsischen Städten Cuxhaven, Langen und Nordenham, den
Gemeinden Butjadingen, Loxstedt, Nordholz und Schiffdorf sowie den Samtge-
meinden Bederkesa, Beverstedt, Hadeln, Hagen und Land Wursten gemeinsam
mit den Landkreisen Cuxhaven und Wesermarsch sowie der Stadtgemeinde Bre-
merhaven eingerichtete Prozess des Regionalforums Bremerhaven,

• die für die raumordnerische Zusammenarbeit beider Länder relevanten Regelun-
gen des Landes-Raumordnungsprogramms Niedersachsen, insbesondere dieje-
nigen zur Entwicklung in den Verflechtungsbereichen Bremen/Niedersachsen.

Diese Grundlagen werden in Bremen zeitnah durch eine nach zentralörtlichen Prin-
zipien differenzierte raumstrukturelle Gliederung ergänzt.

Anliegen und gemeinsames Interesse der Länder Niedersachsen und Bremen ist auch
eine Verfahrensbeschleunigung bei grenzüberschreitenden Infrastrukturmaßnahmen.
Daraus resultierend und in Umsetzung ihrer gemeinsamen Verantwortung für eine
erfolgreiche regionale Entwicklung schließen die Länder Niedersachsen und Bremen
folgenden Staatsvertrag:

Artikel 1

Festlegung gemeinsamer Erfordernisse der Raumordnung auf Ebene der beiden
Länder, oberzentrale Funktionen der Städte Bremen und Bremerhaven

(1) Die Städte Bremen und Bremerhaven stellen für die niedersächsischen Gebiets-
körperschaften im jeweiligen Verflechtungsbereich oberzentrale Funktionen bereit
und werden insofern raumordnungsrechtlich den innerhalb von Niedersachsen lie-
genden Oberzentren gleichgestellt.

(2) Das Land Bremen legt neben oberzentralen Standorten eine nach zentralörtlichen
Prinzipien differenzierte raumstrukturelle Gliederung sowie ggf. weitere Erfordernis-
se der Raumordnung fest.

(3) Die Länder Niedersachsen und Bremen stimmen die jeweiligen Zentralitätsfest-
legungen ihrer Landesplanungen sowie grenzüberschreitende Leitlinien zu einer
verträglichen und nachhaltigen Entwicklung beider Länder untereinander und mit
den Trägern der Regionalplanung in Niedersachsen ab.



— 3 —

(4) Die obersten Landesplanungsbehörden werden ermächtigt, zwischen beiden Län-
dern einvernehmlich abgestimmte Zentralitätsfestlegungen sowie entsprechende
Leitlinien für gegenseitig verbindlich zu erklären.

(5) Beide  Länder  erklären  die  für  die  raumordnerische  Zusammenarbeit  beider
Länder relevanten Regelungen des Landes-Raumordnungsprogramms Niedersachsen
2008 (Ziffern 1.2 (05) und 1.3) für gegenseitig verbindlich. Bremen übernimmt zeitnah
die für die raumordnerische Zusammenarbeit beider Länder relevanten Regelungen
als Grundsätze der Raumordnung in seine Raumordnungsplanung gemäß § 8 (1) ROG.

Artikel 2

Rahmenregelung für einen raumordnerischen Vertrag zur verbindlichen
Zusammenarbeit auf regionaler Ebene

(1) Die Länder Bremen und Niedersachsen bekräftigen das gemeinsame Länder-
interesse an einer dauerhaften verlässlichen grenzüberschreitenden Abstimmung im
engeren Verflechtungsbereich der Oberzentren Bremen und Bremerhaven auch auf
regionaler Ebene. Sie erklären ihre Bereitschaft, hierzu mit den regionalen Akteuren
verbindliche vertragliche Vereinbarungen zu entwickeln.

(2) Sie wirken in enger Zusammenarbeit mit den verantwortlichen regionalen Akteu-
ren darauf hin, dass die gemeinsam erarbeiteten regionalen Zielsetzungen als Grund-
sätze und Ziele in die jeweiligen Regionalen Raumordnungsprogramme sowie mit einer
vergleichbaren raumordnungsrechtlichen Bindungswirkung in die Flächennutzungs-
pläne Bremen, Bremerhaven und Delmenhorst übernommen werden.

(3) Für den Verflechtungsbereich des Oberzentrums Bremen gilt dabei:

Die Länder bewerten das auf freiwilliger Basis entstandene Interkommunale Raum-
strukturkonzept Region Bremen (INTRA) als inhaltliche Ausgangsbasis für eine kon-
tinuierliche weitere Verbesserung der regionalen Zusammenarbeit im Verflechtungs-
bereich. Die räumliche Entwicklung im Verflechtungsbereich soll durch eine beson-
dere Form der interkommunalen Abstimmung und Kooperation auf folgende Schwer-
punkte ausgerichtet werden:

• Stärkung der lokalen Siedlungsschwerpunkte, der Zentren und der Ortskerne,

• Zusammenführung lokaler Siedlungsentwicklungen mit regionalen Planungen
des ÖPNV,

• Ausbau der Voraussetzungen für Mobilität in der Region,

• Regionale Steuerung des großflächigen Einzelhandels,

• Bündelung regionaler Wirtschaftskompetenzen und Entwicklung gemeinsamer
Gewerbestandorte,

• Sicherung und Weiterentwicklung regionaler Landschafts- und Freiräume.

(4) Um die gemeinsam angestrebte verbindliche Ausgestaltung der regionalen Zu-
sammenarbeit im Verflechtungsbereich des Oberzentrums Bremens zu unterstützen,
erklären die Länder Bremen und Niedersachsen in einem ersten Schritt ihre Bereit-
schaft zum Abschluss eines Raumordnerischen Vertrages mit den regionalen Akteu-
ren zur Stärkung der Innenstädte und Ortskerne durch Steuerung des großflächigen
Einzelhandels auf allen Ebenen der raumbedeutsamen Planung. Dieser raumord-
nerische Vertrag soll verbindliche Regelungen zu folgenden Kernelementen beinhal-
ten:

• Standortkonzept,

• Sortimentslisten,

• Moderationsverfahren.

(5) Für den Verflechtungsbereich des Oberzentrums Bremerhaven gilt, dass der ge-
meinsam von niedersächsischen Kommunen und der Stadtgemeinde Bremerhaven
eingerichtete Prozess des Regionalforums ausgestaltet und vertieft werden soll.

Artikel 3

Verfahrensabstimmung über Infrastrukturmaßnahmen

Beide Länder streben an, zur Verfahrensbeschleunigung von grenzüberschreitenden
Infrastrukturmaßnahmen Planungsabläufe und Verfahrenszuständigkeiten im Vorfeld
einer Vorhabenplanung einvernehmlich zu regeln.
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Artikel 4

Inkrafttreten

(1) Der Staatsvertrag bedarf der Ratifikation. Die Ratifikationsurkunden werden aus-
getauscht. Der Vertrag tritt am ersten Tag des auf den Austausch der Ratifikations-
urkunden folgenden Monats in Kraft.

(2) Dieser Staatsvertrag wird auf unbestimmte Zeit abgeschlossen. Er tritt außer Kraft,
wenn er jeweils bis zum Ende eines Kalenderjahres zum Ablauf des übernächsten
Jahres gekündigt wird. Die Kündigung ist schriftlich gegenüber der obersten Raum-
ordnungsbehörde der anderen Vertragspartei zu erklären.

Wilhelmshaven, den 5. Mai 2009

Für das Land Niedersachsen Für die Freie Hansestadt Bremen

Der Niedersächsische Ministerpräsident Der Präsident des Senats

Christian Wulff Jens Böhrnsen

Bürgermeister

Begründung

Es ist Anliegen und gemeinsames Interesse der Länder Niedersachsen und Bremen,
die Rahmenbedingungen für die wirtschaftliche und strukturelle Entwicklung in den
Verflechtungsbereichen der Oberzentren Bremen und Bremerhaven mit Niedersachsen
durch eine verbindliche, grenzübergreifende raumordnerische Zusammenarbeit wei-
ter zu verbessern.

Mit dem auf freiwilliger interkommunaler Basis entstandenen Siedlungs- und Frei-
raumkonzepte in den Stadtregionen Bremen (INTRA) und Bremerhaven sind geeig-
nete Grundlagen regionaler Zusammenarbeit in Stadtregionen ohne eigenständige
Regionalplanung geschaffen worden. Die raumstrukturelle Gesamtentwicklung soll
sich am Leitbild der dezentralen Konzentration der Siedlungsentwicklung orientieren,
das durch Stärkung der regionalen Qualitäten den Anforderungen der Nachhaltigkeit,
der demografischen Entwicklung und der wirtschaftlichen Wettbewerbsfähigkeit ge-
recht wird.

Die beteiligten Städte, Gemeinden und Landkreise haben sich im März 2005 gemein-
sam auf Leitlinien der regionalen Siedlungs-, Freiraum- und Verkehrsentwicklung
verständigt. Mit einheitlichen Rats- bzw. Kreistagsbeschlüssen und dem gemeinsam
unterzeichneten  INTRA-Dokument  haben  die  beteiligten  Kommunen  die  INTRA-
Ergebnisse als regionalen Orientierungsrahmen für ihre eigenen lokalen Flächen-
planungen verabschiedet und sich auf weiterführende Schritte verständigt. Ein we-
sentlicher Ansatz hierbei ist die stärkere regionale Steuerung des großflächigen Ein-
zelhandels durch die gemeinsame Erarbeitung eines regionalen Zentren- und Ein-
zelhandelskonzeptes.

Die niedersächsische Landesregierung betont in diesem Zusammenhang ihr landes-
politisches Ziel zur Stärkung der Regionen und kommunaler Planungsverantwortung.
Sie hat den im Rahmen von INTRA regional abgestimmten und vereinbarten überre-
gional bedeutsamen Ergebnissen durch Aufnahme in das Landes-Raumordnungs-
programm 2008 Verbindlichkeit verliehen. Im Landes-Raumordnungsprogramm 2008
hat das Land Niedersachsen eigenständige Aussagen zum Verflechtungsraum Bre-
men (auf der Grundlage von INTRA) aufgenommen. Diese Regelungen entfalten nur
in Niedersachsen Bindungswirkung und sind daher auf bremischer Seite durch ana-
loge Formen der rechtlichen Verbindlichkeit entsprechend umzusetzen.

Die Länder Bremen und Niedersachsen haben bereits in der gemeinsamen Kabinetts-
sitzung 2006 ihr Interesse formuliert, diese kommunal getragenen Prozesse zur Ent-
wicklung verbindlicher Formen der Zusammenarbeit in den engeren Stadtregionen
Bremen und Bremerhaven auf Landesebene zu unterstützen und deshalb die Raum-
ordnungsressorts beider Länder beauftragt, eine staatsvertragliche Regelung zur grenz-
überschreitenden Landesplanung zu erarbeiten. Die Erarbeitung wurde im Frühjahr
vergangenen Jahres – nach Wiederbesetzung der Geschäftsführung des Kommunal-
verbundes – neu aufgenommen und erfolgte in einer kleinen Arbeitsgruppe, in der
neben der Geschäftsführerin auch weitere Vertreter des Kommunalverbundes, sowohl
von gemeindlicher als auch von Landkreisseite sowie das Land Bremen, beteiligt waren.
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Der Vertrag stellt einen weiteren wichtigen Baustein für eine verbesserte strukturelle
Zusammenarbeit in der Region Bremen dar. So anerkennt der Staatsvertrag im for-
malen raumordnungsrechtlichen Sinne die oberzentralen Funktionen von Bremen und
Bremerhaven für Niedersachsen. Ebenfalls verpflichtet sich das Land Bremen in Ar-
tikel 1, eine differenzierte raumstrukturelle Gliederung innerhalb Bremens vorzuneh-
men. Artikel 2 unterstützt die regionale Zusammenarbeit bei wesentlichen raum-
strukturellen Entwicklungen. Als ersten Schritt hierzu erklären beide Länder ihre
Bereitschaft, gemeinsam mit den regionalen Akteuren abgestimmte Vorstellungen zur
Steuerung des großflächigen Einzelhandels dauerhaft und verbindlich auszugestal-
ten.

Der Staatsvertrag bildet die Basis für einen parallel in Aufstellung befindlichen Raum-
ordnerischen Vertrag der am INTRA-Prozess beteiligten Kommunen untereinander
und mit den beiden Ländern. Der Staatsvertrag trifft keine verbindlichen Regelungen
zu den Kernelementen hinsichtlich der Steuerung des großflächigen Einzelhandels. Er
erklärt vielmehr die Bereitschaft der beteiligten Länder zum Abschluss eines entspre-
chenden raumordnerischen Vertrages und gibt dazu die Elemente „Standortkonzept”,
„Sortimentslisten” und „Moderationsverfahren” als zu regelnde Themenbereiche vor.
Wie jedoch die Regelungen aussehen werden, bleibt dem raumordnerischen Vertrag
überlassen. Die kommunalen Akteure der Region werden, nach einer Abstimmung,
die erst noch zu leisten sein wird, den raumordnerischen Vertrag und seine Regelun-
gen  selbst  mitbeschließen.  Ein  entsprechender  Vorentwurf  wird  derzeit  unter  den
Kommunen abgestimmt.

Der Staatsvertrag bedarf der Ratifikation und wird vorbehaltlich der Zustimmung der
beiden  Landtage  geschlossen.  Eine  Unterzeichnung  des  Staatsvertrages  soll  im
Zusammenhang mit der Gemeinsamen Kabinettssitzung Bremen/Niedersachsen am
5. Mai stattfinden. Nach Unterzeichnung werden entsprechende Gesetzentwürfe zur
Einbringung in die beiden Landtage erarbeitet werden. Die Vertragspartner streben
ein möglichst schnelles Wirksamwerden des Staatsvertrages an.

Es ist Anliegen und gemeinsames Interesse der Länder Niedersachsen und Bremen,
die Rahmenbedingungen für die wirtschaftliche und strukturelle Entwicklung in den
Verflechtungsbereichen der Oberzentren Bremen und Bremerhaven mit Niedersachsen
durch eine verbindliche, grenzübergreifende raumordnerische Zusammenarbeit wei-
ter zu verbessern.

Mit dem auf freiwilliger interkommunaler Basis entstandenen Siedlungs- und Frei-
raumkonzepten in den Stadtregionen Bremen (INTRA) und Bremerhaven sind geeig-
nete Grundlagen regionaler Zusammenarbeit in Stadtregionen ohne eigenständige
Regionalplanung geschaffen worden. Die raumstrukturelle Gesamtentwicklung soll
sich am Leitbild der dezentralen Konzentration der Siedlungsentwicklung orientieren,
das durch Stärkung der regionalen Qualitäten den Anforderungen der Nachhaltigkeit,
der demografischen Entwicklung und der wirtschaftlichen Wettbewerbsfähigkeit ge-
recht wird.

Die beteiligten Städte, Gemeinden und Landkreise haben sich im März 2005 gemein-
sam auf Leitlinien der regionalen Siedlungs-, Freiraum- und Verkehrsentwicklung
verständigt. Mit einheitlichen Rats- bzw. Kreistagsbeschlüssen und dem gemeinsam
unterzeichneten INTRA-Dokument haben die beteiligten Kommunen die INTRA-
Ergebnisse als regionalen Orientierungsrahmen für ihre eigenen lokalen Flächen-
planungen verabschiedet und sich auf weiterführende Schritte verständigt. Ein we-
sentlicher Ansatz hierbei ist die stärkere regionale Steuerung des großflächigen Ein-
zelhandels durch die gemeinsame Erarbeitung eines regionalen Zentren- und Ein-
zelhandelskonzeptes.

Die niedersächsische Landesregierung betont in diesem Zusammenhang ihr landes-
politisches Ziel zur Stärkung der Regionen und kommunaler Planungsverantwortung.
Sie hat den im Rahmen von INTRA regional abgestimmten und vereinbarten überre-
gional bedeutsamen Ergebnissen durch Aufnahme in das Landes-Raumordnungs-
programm 2008 Verbindlichkeit verliehen. Im Landes-Raumordnungsprogramm 2008
hat das Land Niedersachsen eigenständige Aussagen zum Verflechtungsraum Bre-
men (auf der Grundlage von INTRA) aufgenommen. Diese Regelungen entfalten nur
in Niedersachsen Bindungswirkung und sind daher auf bremischer Seite durch ana-
loge Formen der rechtlichen Verbindlichkeit entsprechend umzusetzen.

Die Länder Bremen und Niedersachsen haben bereits in der gemeinsamen Kabinetts-
sitzung 2006 ihr Interesse formuliert, diese kommunal getragenen Prozesse zur Ent-
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wicklung verbindlicher Formen der Zusammenarbeit in den engeren Stadtregionen
Bremen und Bremerhaven auf Landesebene zu unterstützen und deshalb die Raum-
ordnungsressorts  beider  Länder  beauftragt,  eine  staatsvertragliche  Regelung  zur
grenzüberschreitenden Landesplanung zu erarbeiten. Die Erarbeitung wurde im Früh-
jahr vergangenen Jahres – nach Wiederbesetzung der Geschäftsführung des Kom-
munalverbundes – neu aufgenommen und erfolgte in einer kleinen Arbeitsgruppe, in
der neben der Geschäftsführerin auch weitere Vertreter des Kommunalverbundes,
sowohl von gemeindlicher als auch von Landkreisseite sowie das Land Bremen, be-
teiligt waren.

Der Vertrag stellt einen weiteren wichtigen Baustein für eine verbesserte strukturelle
Zusammenarbeit in der Region Bremen dar. So anerkennt der Staatsvertrag im forma-
len raumordnungsrechtlichen Sinne die oberzentralen Funktionen von Bremen und
Bremerhaven für Niedersachsen. Ebenfalls verpflichtet sich das Land Bremen in Ar-
tikel 1, eine differenzierte raumstrukturelle Gliederung innerhalb Bremens vorzuneh-
men. Artikel 2 unterstützt die regionale Zusammenarbeit bei wesentlichen raum-
strukturellen Entwicklungen. Als ersten Schritt hierzu erklären beide Länder ihre
Bereitschaft, gemeinsam mit den regionalen Akteuren abgestimmte Vorstellungen zur
Steuerung des großflächigen Einzelhandels dauerhaft und verbindlich auszugestal-
ten. Der Staatsvertrag bildet die Basis für einen parallel in Aufstellung befindlichen
Raumordnerischen Vertrag der am INTRA-Prozess beteiligten Kommungen unterei-
nander und mit den beiden Ländern. Der Staatsvertrag trifft keine verbindlichen Re-
gelungen zu den Kernelementen hinsichtlich der Steuerung des großflächigen Einzel-
handels. Er erklärt vielmehr die Bereitschaft der beteiligten Länder zum Abschluss
eines  entsprechenden  raumordnerischen  Vertrages  und  gibt  dazu  die  Elemente
„Standortkonzept”, „Sortimentslisten” und „Moderationsverfahren” als zu regelnde
Themenbereiche vor. Wie jedoch die Regelungen aussehen werden, bleibt dem
raumordnerischen Vertrag überlassen. Die kommunalen Akteure der Region werden,
nach einer Abstimmung, die erst noch zu leisten sein wird, den raumordnerischen
Vertrag und seine Regelungen selbst mitbeschließen. Ein entsprechender Vorentwurf
wird derzeit unter den Kommunen abgestimmt.
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